
Bundessozialgericht

6 RKa 2/65 I m N 8 m e n d e s V o l k e 5
In dem ReChtsstreit

. o . . o o o o o o . 0 a ,

Verkündet am
28. Mai 1965 Klägers und Revisiensklägers‚

gegen

0 o o o o o o ' v . o n | , ’

Beklagte und Revisionsbeklagte,

"t beigeladen: ._._. . .
0-1. d o

...-u
. '‚"° .‚o ,

hat der 6° Senat des Bundessozialgerichts auf die_
‚mündliche Verhandlung Vom 28. Mai 1965, an der > ‘

mitgewirkt haben

>.)
Prof;

Dr° B o giffsenatspräsident°

- die Bundesrichter
und

die Bundessozialrichter

für Recht erkannt:.

als Vorsitzender‚'>

Dr. L a n g k e i t
Dr. K a i s e r sowie

Dr. T h i e'd i n g
Dr. D e g e h a r d "
als ehrenamtliche Richter,

Die Revision des.Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Hamburg vom 11. Dezember 1964 wird_
als unzulässig verworfgn

AußergeriehtlicheKostgn
sind nicht zu erstatten°

»

des Revisionsverfahrens

>VÖn Rechts wegen°
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Der Kläger ist als Facharzt für innere Krankheiten in

', Hamburg niedergelassen. Er ist an der Ersatzkassenpräxisi

beteiligt.

Alm August 1961 wies der PrüfungsauSSchuß der beklagten

" Kassenär2tlichen Vereinigung (KÄV) den Kläger darauf hin;

;_daß seine Arzneiverordnungen zu Lasten der Ersatzkasseh '

}
zu höch seien. 'Mit Bescheid vom 14; August 1962 setzte

{ der Prüfungsausschuß einen Regreß Wegen überhöhter Arznei” -
'verordnungen im vierten Vierteljahr 1961Ä(IV/1961) in Höhevon

15 DM je Behandlungsfall —bei insgesamt 279 Fällen # fest.

Das gleiche geschah für das erste Vierteljahr 1962 (I/1962).

in Höhe von 17 DM je Fall bei insgesamt 283 Fällen (Be— 3
‚'scheid vom 15. November 1962}._Die Prüfungsinstanzen er— "2"

„ mittelten für Arzneiverordnungen in IV/1961 bei dem Kläger.
' ieinen Falldurchschnitt vön 33, 78 DM gegenüber einem Fach—

gruppendurchschnitt von 12, 83 DM Die entsprechenden Zah—

len für I/1962 lauteten 35,46 DM und 12,72 DM„

i Den Widerspruch des Klägers wies der Beschwerdeausschuß

der beklagten KÄV mit der Begründung zurück, bei dem Kläger
_sei eine völlig aus dem Rahmen fallende, aufwendige Ver— ';”l

ordnungsweise festgestellt worden (Bescheid vom 23. Fe- ':S'l

' bruar 1963). Diese Feststellung wurde im einzelnen näher,”

belegt. ' ‘ >

Der Kläger erhob nunmehr Klage vor dem Sözialgericht (SG) "

mit der substantiierten Begründung, seine Verordnungsweisé

sei vom ärztlichen Standpunkt aus vollauf gerechtfertigt

gewesen° „ „., „, V. V . >

Durch Urteil des SG
Hamburg

vom 7
August 1963 wurde

die

Klage abgewiesen°
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‚Gegen dieses Urteil legte der Kläger Berufung ein mit dem.

Antrag,
. ' V_ ‚ _„ _ _ „ ‚_V

‚l_„

_
‘das_angefochtené Urteil sowie die Beschlüsse des
Prüfungsausschusses der beklagten KÄVvom 14° August

und 13° November 1962 idF des Beschlusses des Be—
schwerdeausschusses vom 25„ Februar 1963 aufzuheben°

Zur Begründung wiederhölté und ergänzte er
sein bisheriges

Vorbringen, daß die von denxPrüfinstanzen der beklagten KÄV

beanstandete Verordnungsweise modernen medizinischen Anschau—

ungen entspreche. Außerdem zog er die Gültigkeit des Ersatz—

kassenvertragee in Zweifel: @ 178 der Reichsversicherung„—

ordnung (RVG) sei weiterhin in Kraft und béschränke den Kreis

-der versicherungsberechtigten}Mitglieder° Der Beklagten sei

überdies seit vielen Jahren bekannt, daß die Ersatzkassen ih—Ü

bren freiwillig weiterversicherten Mitgliedern Krankenscheine

aushändigten, obwohl diese nach dem Ersatzkassenvertrag keinen

Anspruch auf Krankenscheine hätteno-g;

.‘Das.Landessozialgericht (LSG) hat über bestimmte Fragen der‘
‚.Verordnungswéise des Klägers durch Einholung eines Gutachtens.

des'Prof° Dr. Dtxrzzzx„ Chefarzte3 der II. Med° Klinik des

Allgemeinen Krankenhauses Barmbeck‚ Beweis erhoben. Der Sach—

verständige wurde außerdem in der mündlichen Verhandlung vor

dem LSG gehört"

Das LSG hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen; die Re—

vision wurde nicht zugelassen (Urteil vom 11„ Dezember 1964)"

—Als Landessozialrichter_haben bei der Entscheidung die Kassen—
ärzte Dr° Atmnt■:und Dr. Schzxä'mitgewirkt. Das LSG hat die

von den Brüfungsinstanzen der beklagten KÄV verhängten Re—

gre$se als rechtmäßig angesehen. 'Der Ersatzkassenvertrag‚f*"

der die Grundlage für die Regresse wegen überhöhter Arznei-

‘verordnungen bilde; sei Rechtens° Im vorliegenden Fall hätte

;4_-
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die UnWirtschaftlichkeit der Verordnungsweise des Klägers

nicht anhand einzelner Behandlungsfälle geprüft zu werden
V

brauchen, weil der FalldurChschnitt des Klägers bei seinen iii

Arzneiverordnungen in offensichtlichem Mißverhältnis zum ":

Fachgruppendurchschnitt gestanden habe, ohne daß die Beson— ;;

derheiten seiner Praxis den Mehraufwand rechtfertigen würden.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger ReVision eingelegt

mit demAntrag‚>
'

* “ 7 '
' das angefochtene Urteil aufzuheben und den-'

' RechtsStreit zu neuer Verhandlung und Ent—
‚scheidung an das LSG zurückzuverweisen° ,

Er hat gerügt‚ das LSG sei bei Erlaß der angefochtenen
’ Entscheidung nicht verschriftsgemäß besetzt gewesen; Der

Landessozialrichter Drt A. sei von der Mit■irkung
ausge—

schlössen gewesen. Dr; A. habe zum Zeitpunkt der Verband—.4i

lung und Entscheidung noch der Vertreterversammlung der be-

klagten KÄV_angehört. Zwar sei damals bereits die Neuwahl’

der Vertreterversammlung durchgeführt werden. Der neuge-

wählten Vertretérversammlung gehöre Dr} A; nicht an. Je— '
V

doch blieben nach 5 1 Abs. 10 der Wahlordnung der beklagten
.

KÄV die'Mitglieder der Vertreterversammlung nach Ablauf

der Wählperiode bis zur konstituierenden Sitzung der neuen
Vertreterversammlung im Amt.

: ‚V
‚*'l

_f. „] > V
&

' Die Berufung des Dr} Ä. zumLandessozialrichter verletzer-
den.Grundsatz der Gewaltenteilung; Dr. A. dürfe nicht zu—_

gleich der gesetzgebenden Gewalt angehören und Rechtspre— ’

chungsfunktionen ausüben. Damit werde der Grundsatz der.

richterlichen Neutralität verletzt. Das Bundesverfassungs—‘n

gericht (BVerfG) habe bereits entschieden, daß Beisitzer
_

der ärztlichen Berufsgerichte nicht zugleich der Vertreter—'“

lversammlung der Ärztekammer angehören dürften (Beschl° vom

24° November 1964; NJW 1965, 343)° Das gleiche müsse sinn— :

_5._'
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gemäß für jedes staatliche Gericht gelten. Auch seien die

Spruchkörper der Sozialgerichtsbarkeit in Angelegenheiten‘

des Kassenarztrechts insofern vorschriftsWidrig besetzt, als

bei der Entscheidung Kassenärzte als ehrenamtliche Richter

mitwirkten, die auf Vorschlag der Kassenärztlichen‚Vereini—

gungen in ihr richterliches Amt berufen worden seien (@ 46.

Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)„ Es müsse bé— „

zweifelt werden, ob die zu ehrenamtlichen Richtern berufenen
VKassenärzte die für ihr Amt erforderliche richterliche Neu—

tralität aufbrächten, wie das SG Düsseldorf in seinem Aus—

setzungs— und Vorlagebeschluß vom 4. März 1965 — S 2 Ka 50/63

zutreffend dargelegt habeg' .

Die beklagte KÄV hat beantragt,

ZV. die Revision als unzulässig zu verwerfenés:

Nach Auffassung der Beklagten liegt darin kein Mangel des Ver—6

fahrens vor dem LSG, daß Dr. A„ als Landessozialrichter an dem

angefochtenen Urteil mitgewirkt hat, Dr, A, sei zwar noch

Mitglied der Vertreterversammlung der beklagten KÄV bis zu de—>„

ren konstituiercnder Sitzung im Jahre 1965 gewesen. Er habe‘ '

jedoch sein Amt nach der letzten Sitzung der alten Vertreter—

versammlung am 1o‚ Dezember 1964 praktisch nicht mehr ausge—

.übt„— Abgesehen hiervon, daß die Mitgliedschaft des Dr. A° in

der Vertretervereammlung nach dem 10. Dezember 1964
nur forma—

le Bedeutung gehabt habe, gehe das SGG davon aus, daß die Mit—'

wirkung als ehrenamtlicher Beisitzer in der Sozialgerichtsbar—

keit mit der Mitgliedschaft in der Vertreterversammlung einer

KÄV vereinbar sei (vgl° @ 17 SSG)° .Diese Verbindung der Funk-;:

,
tionen sei insbesondere dann zulässig, wenn der Rechtsstreit '

einen Verwaltungsakt der KÄV betreffe, der die Normsetzung

durch die Vertreterversammlung nicht berühre°
— Der von der

Revision angeführte Beschluß des BVerfG vom 24„ November 1964

betreffe einen anderen Fall, nämlich die Zusammensetzung eines

_6l ».
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4
von einer Standesorganisation getragenen Berufsgerichts°

„'Im vorliegenden Rechtsstreit gehe es aber um die Besetzung

.;'eines staatlichen Gerichts, Den insofern an die Richter'
d■zu stellenden Minimalerfordernissen —Mitwirkung des Staa—

f-tes bei der Berufung; sachliche und persönliche Unabhängig—

}f°keit der Richter —genügten auch chrenamtliChe Beisitzer
.‘ wie Dr. A, Zwar habe das BVerfG ausgeführt, das Erforder-_”

“jn1s der richterlichen Neutralität verbiete eine zu engel '

_-,personelle Verzahnung der den Berufsgerichten anvertrauten >

fi rechtsprechenden Gewalt mit der Tätigkeit in Organen der} ‘}

“ betroffenen Berufsorganisation. Insbesondere habe das '}

, BVerfG Pflichtenkollisionen befürchtet, wenn ein Mitglied

}_der Vertreterversammlung in seiner richterlichen Funktion

von der Vertreterversammlung erlassene BeschlüSse objektiv

aus' zulegen und auf ihre Rechtmäßigkeit zu überprüfen habe.
. 'Diese Erwägungen hätten jedoch für den vorliegenden Fall

keine Bedeutung, weil Gegenstand des Verfahrens nur die

Beanstandung der konkreten Behandlungsweiee des Klägers
idurch die Prüfinstanzen sei° "

"‘Der beigeladene Verband_der Ahgestellten—Krankenkassenhat*
sich dem Antrag und dem Vorbringen der beklagten KÄV an—
geschlossen. Er hat ferner beantragt, die ihm entstande—

nen
außergerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens dem :

Kläger aufzuerlegen._j'

;II

“DasLSG'h3t die Revisiön ia angefochtenenUrteil nicht
a zugelassen. Sie wäre daher nur statthaft, wenn ein wesent—
‘ licher Mangel des Verfahrens vor dem LSG gerügt wäre (@ 162

‘Abs„ 1 Nr. 2 see)° AndereGründe,die zur Statthaftigkeit

.
der Revision führen könnten (5 162 Abs.-1 Nr. 5 SGG), kom—

men nach der Natur des vorliegenden Rechtsetreits von vorn?

herein nicht in Betracht.

.-_7_-
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Der Kläger erblickt den Mangel des Verfahrens vor dem LSG

darin, daß Dr. A. als Landessozialrichter an der angefoch—

tenen Ent30heidung mitgewirkt habe und das LSG deshalb vor—.f‘l"

schriftswidrig besetzt geWesen sei (@ 551 Nr. 1 der Zivil— V
brozeßordnung

— ZPO & iaV-m° @ 202 SGG; zur Anwendbarkeit
der genannten Vorschrift der ZPO im Verfahren vor den Ge—

richten der Sozialgerichtsbarkeit vgl‚ BSG 4, 242, 243),

Der Nachprüfung dieser Frage im Revisionsverfahren steht

_
‘nicht entgegen,daßdassee (@22'1„v.m„ @35 Abs„ 1-Satz2) j"
ein besonderes Verfahren Zur Amtsenthebung eines ehrenamt— "!

lichen Beisitzers kennt, wenn die Vorausset2ungen für des—

sen Berufung gefehlt haben oder weggefallen sind (vgl° BSG
V

4, 242,243 ff; BSG,Urteil vom22„‘März 1962—10 BV275/6o'4.‘f

in SozRSGG@33Nr„ 9)° _;
>

Der Kläger hat sich in erster Linie darauf berufen, daß DrQA„

im Zeitpunkt seiner Mitwirkung an der angefochtenen EntsChei— ;”
dung Mitglied der Vertreterversammlung der beklagten KÄV ge—

wesen sei und diese enge Verbindung zur Beklagten nicht die '

_
auch für ehrenamtliche Beisitzer eines Gerichts nach dem ."" "&"

Grundgesetz (GG) gebotene richterliche Neutralität gewähr—
leiste. Mit von dieser Rüge umfaßt — wenngleich vom Kläger

.
vor allem im Zusammenhang mit der Besetzung des erkennendengi

Senats vorgetragen —ist der im gleichen sachlichen Zusammen——'

hang stehende rechtliche Gesichtspunkt, ob der Umstand, daßl>

Dr. A„ auf Vorschlag der beklagten KÄV in sein Amt als Lan—""

dessozialrichter berufen wurde, ihn von seinem richterlichen
Amt ausschließta ' " '

Mit Recht geht der Kläger davon aus} daß das SGGselbst Mit— b._[

glieder der Vertreterversammlung einer KÄV nicht von der Mit—

wirkung als Sozialrichter (Landessozialrichter, Bundessozial— 73

richter) ausschließt° Es liegt weder einer der besonderen '”
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Ausschließungsgründe des 5 60 Abs, 1 SGG i.V.m„ @ 41 ZPO
oder d93'5 60 Abs° 2 SGG noch einer der Gründe vor, die

vom Amt des Sozialrichters allgemein oder für bestimmte

Teilbereiche ausschließen (@ 17 SGG)° Insbesondere gehört

der Landessozialrichter Dr. A. nicht zu den Personen, dief

„
als Mitglieder des Vorstands einer KÄV (@ 17 Abs° 2 SGG)

_
überhaupt nicht oder als Bediensteter einer KÄV (@ 17

y‘i Abs° 3 SGG) nicht in der Kammer (dem Senat) Sozialrichter,

j;3ein dürfen, die über Streitigkeiten aus ihrem Arbeits—
lgebiet entscheidetu Selbst wennDr. A. für seine ehren—

1 amtliche Tätigkeit als Mitglied der Vertreterversammlung

seine Auslagen in pauschalierter Form ersetzt erhielte,

würde ihn das nicht zum "Bediensteten" der KÄV i.S. des

- $ 17 Abs° 3 SGG machen. Dieser Rechtsstand setzt vielmehr

_
voraus, daß der Mitarbeiter von der KÄV in abhängiger Stel—

l_lung gegen Entgelt beschäftigt wird (so der erkennende
‚Senat im Beschl. vom 30. April 1960 + 6 RKa 14/57 é-in

SozR SGG & 17 Nr. 6, Bl. Da 4 R.);”'Diese Voraussetzungen

’ sind bei Dr. A; nichtvgegeben° „. . .. ‚ '

‚Der Kläger ist jedoch der Auffassung, daß’das_8Gé insoweit

gegen das GG verstoße, als es nicht au3h Mitglieder von

Vertreterversammlungen einer KÄV vom Amt des Sozialrichters-i

_ausschließe° Er sieht in der gleichzeitigen Wahrnehmung“ '

. der Aufgaben eines Mitglieds der Vertreterversammlung einer -

_
KÄV und eines Sozialrichters einen Verstoß gegen den Grund—

satz der Gewaltenteilung, wie er in Art. 20 Abs. 2 Satz 2
' GG seinen Ausdruck gefunden hat, und beruft sich zur Stützej

seiner Auffassung auf die Entscheidung des BVerfG vom
‚

"

.,24. November1964 —2 BVL 19/63 —(NJW1965‚ 343 =‚— '"'
DÖV 1965, 130 = DVB1 1965, 196)°

cIn dieser Entscheidung hat das BVerfG aus Art° 20 Abs° 2
Satz 2 GG — wonach die Staatsgewalt_"durch besondere Organe

... der_Rechtsprechung ausgeübt" wird —gefolgert, daß die

..9_
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_
Gerichte Selbständig‚ vor allem organisatorisch hinreichend

h von den Verwaltungsbehörden getrennt sein müssen und daß die

richterliche Neutralität nicht durch eine—mit diesem Grund—
l.satz unvereinbare persönliche Verbindung zwischen Ämtern der

Rechtspflege und der Verwaltung oder der Legislative in Fre—1

ge gestellt werden darf (NJW 1965, 344 unter C III)° Was
den ersten Gesichtspunkt — die organisatorische Selbständig—

"keit der Gerichte — betrifft, so unterliegt es keinem begrün—

deten Zweifel, daß die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit den

verfassungsmäßigen Erfordernissen genügen (vgl. hierzu BVerfG

aaO S. 345 unter C III 1). Auch ihre ehrenamtlichen Richter

sind sachlich und persönlich unabhängig. Insbesondere gilt
i;dies für die in den Kammern für Angelegenheiten des Kassen—_-
[„arztrechts und Angelegenheiten der Kassenärzte als Sozial?

"richter tätigen Kassenärzte (@ 12 Abs„ 3 SGG; entsprechend

für die Landessozialrichter @ 33 Satz 2 SGGund die Bundes—
_

‘
.sozialrichter 5 40 Satz 1 SGG); Die auch diesen Richtern, ' 'j'

verbürgte sachliche Unabhängigkeit (Art° 97 Abs. 1 GG, @ 45'5

Abs. 1 i.V.m° @ 25 des Deutschen Richtergesetzes — DRiG —)

ist auch nicht dem äußeren Anschein nach dureh entgegenste—

'hende Regelungen des allgemeinen Kassenarztrechts oder des

autonomen Satzungsrechts der KÄV in Frage gestellt. 5 20 SGG.Q'

Agewährt überdies den SoZialrichtern einen ausreichenden straf-;

rechtliChen Schutz gegen Maßnahmen, die auf Beschränkungen in'>'
‘der Ausübung des richterlichen.Amts oder indirekte Einfluß—

nahmen durch Benachteiligung zielen° "

Diesen
Richtern ist ferner ein Mindestmaß persönlicher Unab-'y

hängigkeit (vgl. dazu @ 44 DRiG) insofern gewährleistet, 818‘“
sie vor Ablauf ihrer Amtszeit

nur unter den gesetzlich be— '

stimmten Voraussetzungen (5 22 Abs‚ 1 SGG) und nur kraft rich-
l'terlicher Entscheidung abberufen werden können (5 22 Abs„ 2 SGG).

A—1o—
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* Daß die Sozialrichter nur auf die Dauer von vier Jahren in

ihr richterliches Amt berufen werden (5 13 Abs, 1, erster

jHalbs. SGG), beeinträchtigt nicht ihre Unabhängigkeit° Die
Dauer der Anstellung eines Richters überläßt Art„ 97 GG dem

„’Gesetzgeber. Der Zeitraum von vier Jahren ist nicht so '} I

“”kurz bemessen, daß dadurch die Unabhängigkeit der Richter

;_'ernstlich in Frage gestellt werden könnte (vgl. außer ‘

_
BVerfG aa0_auch BVerfG 3, 213‚„224; 14, 56, 70 f),

Sind demnach auch die der riChterlichen Tätigkeit wesens—
eigentümlichen Merkmale sachlicher und persönlicher Unab—

d' hängigkéit bei den.alS Sozialrichtern tätigen Kassénärzten

‘;klar gegeben, so erscheint es jedoch nicht zweifelsfrei,
ob das SGG dem Grundsatz der richterlichen Neutralität bei

'n„der Regelung der Mitwirkung von Kassenärzten als Sozial—

richtern genügend Rechnung trägt. Wie-schon erwähnt, hat
'das BVerfG aus Art; 20 Abs, 2 GG auch gefolgert, daß die

, ,trichterliche Neutralität nicht durch eine mit diesem Grund- ‘

‘satz unvereinbsre persönliche Verbindung—zwischen‘Ämternl

_
der Rechtspflege und der Verwaltung oder der Legislative

—in Frage gestellt werden darf„ In dem Leitsatz dieser

Entscheidung hat dieser Gedanke wie folgt seinen Ausdruck
gefunden: "Das Erfordernis der richtérlichen Neutralität
verbietet, daß in einem von einer Standesorganisation ge—

tragenen besonderen Gericht Angehörige der Beschluß— und

Verwaltungsorgane dieser Körperschaft als Richter mitwir—

ken". Ähnlich hat das BVerfGin BVerfG4, 331, 346 aus
Art. 20 Abs. 2 GG abgeleitet, daß die richterliche Tätigkeit

durch nichtbeteiligte Dritte ausgeübt wird (Vgl„ auch BVerfG

. 14, 56, 69)° In BVerfG5, 577, 381hat das BVerfGden
,"Grundsatz‚ daß niemand in eigener Sache Richter sein darf,“,

zu den rechtsstaatlichen Prinzipien gerechnet, also zu den

allgemeinen Grundsätzen und Leitideen, die der Verfassungs—
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gesetzgeber, weil sie das vorverfassungsmäßige Gesamtbild

geprägt haben, von dem er ausgegangen ist, nicht in einem

besonderen Rechtssatz konkretisiert hat (BVerfG 2, 380, 403),
bb die Begründung nun im Grundsatz der Teilung der Gewalten

oder im Rechtsstaatsprinzip gesucht wird, dürfte nicht we—

sentlich sein; denn beides hängt aufs engste zusammen°
}

"Ganz zweifelsfrei", meint Maunz/Dürig (GG Art° 20, Randz„74),

gehört die_Teilung der Gewalten zum Rechtéataatsbegriff. “

Jedenfalls gehört zu den nach dem GG unabdingbaren Wesens—
_

merkmalen richterlicher Tätigkeit, daß sie von nichtbeteilig—'

ten Dritten ausgeübt wird° Niemand darf Richter in eigener}
Sache sein. Daran muß auch für die Sozialgerichtsbarkeit

festgehalten werden (vgl° Großer Senat des Bundessozial—.'

gerichts —BSG—in BSG12, 237, 239). Der Bereich der Recht—
sprechung hebt sich insofern deutlich von den Schiedsinstan—

zen ab, wie sie gerade auf dem Gebiet des Kassenarztrechts „

,
tätig waren und noch heute institutionell verankert sind,
Schiedsinstanzen alten Rechts (Schiedsämter bei den Ober—

versicherungsämtern, Reichsschiedsamt beim Reichsversiche—‘”

rungsamt; vgl° zu ihren Aufgabenbereichen Hess/Venter, Ge—

setz über Kassenarztrecht SD 35 ff) bestanden in der Regel ; €}-

aus dem Vorsitzenden, zwei weiteren "unparteiischen Mit— V

gliedern" und paritätisch von den Parteien gewählten Mit—

gliedern "aus der Zahl der Ärzte und Kassenvertreter"

(@368 1 Abs. 2, 368 n Abs, 1 RVOidF der Bekanntm; vom“
15° Dezember 1924, RGBl I 779). Damit war zum Ausdruck ge—‘
bracht, daß von den durch die Parteien gewählten Vertretern

aus der Zahl der Ärzte und Kassenvertreter nicht die gleiche

Unparteilichkeit verlangt wurde wie von den "unparteiischen

Mitgliedern"; sie waren zwar an keine Weisungen der Parteien

gebunden (persönlich unabhängig), durften sich aber doch als
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’aeeenSachwalter im Interessenstreit fühlen.“ Ähnlich ist _ .die Stellung der Schiedsämter (@ 368 i RVG: Landesschieds—‘V

ämter, Bundesschiedsamt) auch heute noch. Die Beisitzer

_” "Vertreter der Ärzte und der Krankenkassen in gleicher
Zahl" (5 368 i Abso 2 Satz 1, Abs° 5 Satz 1 RVG) —werden
von den Kassenärztlichen Vereinigungen bzw‚ den Verbänden ‘

der Krankenkassen bestellt (& 368 1 Abs. 2 Satz 6, Abs. 3
‚satz 2 RVO)- AUCh diese BeiSitzer sind an Weisungen nicht
gebunden (5 368 i Äbs° 2 Satz 7, zweiter Halbe; Abs. 3

._Satz 3 BVG)? -Allein schon die Aufgabenstellung der Schieds—
instanzen, im Wege'der SChli0htung mit der gleichen Géstal—

tungsfreiheit, wie sie für die Vertragsparteien bei der
Vgütlichen Vereinbarung_besteht‚ einen Vertragsinhalt feet_

zusetzen (vgl. dazu BSG 20, 73, 76), führt zwangsläufig -

dazu, daß sie —auch im Hinblick auf die paritätische Be—.setzung des Schiedsamt8w— als Vertreter bestimmter Gruppen—

interessen mitwirkeno.

Den ehrenamtliChen Richtern der Sozialgerichtsbarkeit weist
das Gesetz jedoch eine andere

\ nämlich die richterliche _'
Aufgabe zu° Bei ihrer Auswahl und Berufung muß wesens—_rr

notwendig einer Eigentümlichkeit der Sozialgerichtsbarkeit
Rechnung getragen werden: Sie kennt keine "allgemeinen",„„_g
sondern nur Fachkammern («Senate)‚ Jeder ihrer Spruch-";e

körper_hat seine besondere Aufgabenstellung (55 10, 31‚'

40 SGG)« Jedem Spruchkörper sind dabei besondere Gruppen
ehrenamtlicher Richter zugeordnet, die bestimmte _ ihre Zuf

gehörigkeit zu dem_Aufgebenbereieh des Spruchkörpers aus—
weisende — Qualifikationen aufweisen müssen (@ 12 Abso 2

bis 4, 5 33 Satz 2, 5 40 Satz 7 SGG). Deshalb entspricht
die Mitwirkung ehrenamtlicher Beisitzer an der Rechtspre—

Chung der Sozialgerichtsbarkeit nicht nur einem allgemeinen
demokratischen Grundgedanken, daß das Volk nicht bloß Ob—

jekt der Rechtspflege sein dürfe, sondern auch deren Sub—
jekt werden müsse und daß es Wie an allen anderen Teilen
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{der staatlichen Willensbildung so auch an der Rechtsprechung

teilhaben müsse (Kern, Gerichtsverfassungsrecht, 3. Aufl.

S. 122 unter D III; vgl. auch BVerwG 8, 350, 355). Viel—
mehr beruht-die starke Beteiligung ehrenamtlicher Richter in

allen Instanzen der Sozialgerichtsbarkeit in erster Linie auf

dem Gedanken, daß dergestalt wertvolle Erfahrungen und Ein—

sichten der mit den jeweiligen Sachgebieten vertrauten Per—T“ H

sonen der Rechtsprechung nutzbar gemacht und damit zugleich>

die Kreise an der Rechtsfindung beteiligt werden, die regel—
mäßig auch sonst eigenverantwortlich an der Gestaltung der

rechtlichen Ordnung des betreffenden Sozialrechtsgebiets mit—

wirken. In diesem Sinne hat der Bundesminister_für Arbeit

Storch bei der ersten Beratung des Entwurfs eines SGG im Bun—V
destag ausgeführt (Verhandl. des Dtsch. Bundestags 1. Wahlp. ’

Bd. 15 s. 12764, 12765f);‚

"Auf dem Gebiete der Sozialvérwaltung, insbesondere

in der Sozial— und Arbeitslosenversicherung, wirken„‚

die Versicherten und ihre Arbeitgeber eigenveranté ”

wortlich mit.? Der gleiche Gedanke rechtfertigt die
; Beteiligung dieser Kreise bei der Rechtsfindung. If

Es geht nicht darum, durch den ehrenamtlichen Bei—_*-

sitzer die Interessen eines an dem Streit beteilig—if
ten wahrzunehmen; vielmehr ist es die Aufgabe des

Laienelements, das Wohl_der Versichertengemeinschaft

beim Urteilsspruch zu beachten und die alltäglichen
Erfahrungen

aus dem sozialen Bereich der Rechtspreé*v

chung dienstbar zu machen.'%ic„
. ' '“ ' “? Ü'“

Der Regierungsentwurf hat_darum den bewährten Grund—s

satz aufgenommen, der bei den Versicherungsbehörden
l und Versorgungsgerichten galt. Für die Gerichte

aller Rechtsstufen bis hinauf zum Bundessozialgericht

ist die Mitwirkung ehrenamtlicher Richter vorgesehen.
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Wenn die ehrenamtlich tätigen Richter mit die Ver—
antwortung für den Urteilsspruch tragen sollen, dann

ist es unbedingt erforderlich, besonders geeignete

,
Persönlichkeiten für diese Aufgabe heranzuziehen°

Ein Vorschlagsrecht derselben Stellen, die auch_

im Rahmen der Selbstverwaltung die Vertreter nam—
haft machen, bietet am ehesten die Gewähr, dieses

Ziel zu erreichen ..„■

Ähnlich hebt die Begründung des Regierungsentwurfs hervor,

die Sozialrichter, die in den Kammern für Angelegenheiten _'l

der Sozialversicherung mitwirkten, würden zwar aus Kreisen
„

.der Versicherten und Arbeitgeber entnommen; darin spiegcleiuc‘

sich jedoch kein echter Interessengegensatz wider; anders
als zB bei den Arbeitsgerichten, bei denen die Mitwirkung ‚le,

der Arbeitsrichter in dem Widerstreit der Interessen ihren H

Grund habe, repräsentierten die Sozialrichter die Versicher—U

tengemeinschaft, an deren Schicksal der Arbeitnehmer in

gleicher Weise interessiert sei wie der Arbeitgeber (Deut— V

scher Bundestag, 1. Wahlp. Drucks. Nr, 4225 S. 16 "Zu @ 11
Abs. 2-4_bis,ä 14“)." Für die besonderen Kammern, die Strei—
tigkeiten aus dem KasSenarztrécht zu entscheiden haben,

heißt es ebenda, durch die vorgeschlagene Regelung werde

sichergestellt, daß als Sozialrichter Personen mitwirkten,

die mit den schwierigen Rechtsverschriften und tatsächlichen

Gegebenheiten vertraut seien, * ‘ '

Daß diese ErWägungen des Gesetzgebers der Regelung des SGGAD
‘über die Mitwirkung ehrenamtlicher Beisitzer an der Recht—

sprechung zugrunde liegen, ist in der Rechtsprechung des_ ‘

BSG anerkannt. So hebt der Beschluß des 1. Senats vom
„

16. Dezember 1959 (BSG 11, 181, 183) hervor, die ehrenamt—

lichen Richter der Sozialgerichtsbarkeit seien nicht — wie

etwa die Schäffen und Geschworenen » Laien oder Laienrichter
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im üblichen Sinn; sie seien vielmehr — ähnlich wie die

Arbeits— und Handelsrichtér — sachkundige Beisitzer, die

besondere Qualifikationen aufweisen müßten. Ähnlich be—

tonen die Entscheidungen des erkennenden Senats vom 30„ Ja—

nuar 1962 (SozR ZPO5 41 Nr. 6) und vom 13. August 1964
‚(BSG 21, 237, 243), das sGG habe ein gewisses Beteiligteeih

der Kassenärzte bei ihrer Mitwirkung an den Entscheidungen

in den Spruchkörpern für Angelegenheiten des Kassénarztrechts

in Kauf genommen,um der Rechtsprechung die Mitwirkung be-
sonders sachkundiger ehrenamtlicher Richter zu sichern und

damit zugleich die jeweils beteiligten Selbstverwaltungs— '

kreise durch ehrenamtliche Richter aus ihren Reihen an der

Rechtsprechung zu beteiligen (so auch schon BSG 5, 50, 51)«

Auch das BVerfG hat in anderem Zusammenhang hervörgehoben,

daß die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit neben den Berufs—

richtern mit sachverständigen Beisitzern besetzt sind (BVerfG

9, 124, 135).

Geht man von diesen tragenden Gedankendes Gesetzes äus und
stellt sie dem Grundsatz der richterlichen Neutralität gegen—

über, so zeigt sich, daß hier Spannungen bei der Anwendung

zweier Prinzipien bestehen, die nicht in idealer Weise zu lö—

sen sind„ Will man Kassenärzte in den sie betreffenden Fach—

kammern und —senaten als ehrenamtliche Richter überhaupt mit—'
wirken lassen, so erscheint es jedenfalls für die meisten

Rechtsstreitigkeiten, die in den Kammern (Senaten) für Ange—

legenheiten des Kassenarztrechts oder für Angelegenheiten der

Käseenärzte zu entscheiden sind, ausgesCthssen,_selbst unter

den Kassenärzten, die in keinem Beschluß— oder Verwaltungs—i‘

organ ihrer KÄV tätig sind, vorschlagswürdige Kassenärzte zu

finden, die dem Idealbild des "unbeteiligten Dritten" voll ge?

nügen: zB ist jeder Kassenarzt, der über den Honorarstreit "

eines anderen Kassenarztég aus seinem Bezirk mit der KÄV zu

..16'...
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entscheiden hat, vom Ergebnis insofern mitbetroffen, als

die an alle Kassenärzte zu verteilende Gesamtvergütung hier—

durch berührt wird und'im übrigen die Art der Honorarberech—

nung für die eine oder andere ArztgrupPe, der er vielleicht
nahesteht, wirtschaftliche Bedeutung erlangen kann, — ähnlich,

wie auch die Interessen eines Handelsriéhters durch die'Fest—

stellung von Handelébräuchen berührt werden_können.

Die Schwierigkeiten, dem Leitbild des
"unbeteiligten Dritten"

möglichst nahe kommende Kassenärzte für die Aufgaben des

ehrenamtlichen Richters in den Spruchkörper der Sozial—"

gerichtsbarkeit
zu gewinnen, steigern sich in dem Maße, in f?

dem man es für "unbedingt erforderlich" hält, "besonders
_geeignete Persönlichkeiten für diese Aufgabe heranzuziehen"l_

(BMA Storch aaO). In der Regel wird die die besondere Big—g
nung bedingende Erfahrung und Vertrautheit mit den schwie—jg

„
rigen Fragen und Verhältnissen auf dem Gebiet des Kassen—

arztrechts nur durch tätige Mitarbeit in der Selbstverwal—
'tung‚ d;h._bei Kassenärzten in den Beschluß— oder Verwal— —=
tungsorganen der KÄV, erworben werden können° Wohl wäre

es denkbar, daß man zur Gewinnung sachkundiger
ehrenamt—f■

licher Richter auf Kassenärzte zurückgriffe, die nicht
mehr

Beschluß— oder Verwaltungeorganen der KÄV angehören, sich 'jn

aber durch frühere langjährige, erfolgreiche Mitarbeit

in den Organen ein umfangreiches ErfahrungSWissen angeeignet

haben„ Abgesehen davon, daß die Zahl der Kassenärzte, die
‚_>

sich in der Selbstverwaltung betätigt haben und nach ihrem"

Ausscheiden aus dieser zur Übernahme des Amts als ehren—

amtlichen Richter bereit und in der Lage wären, relativ

gering sein dürfte, bliebe aber das Bedenken bestehen, daß

diese Kassenärzte durch ihre Mitarbeit in der KÄV in ihrer

Denkweise und Persönlichkeit so stark geprägt werden sind,

_1‘7...
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daß sie letztlich ihrer KÄV gegenüber doch nicht als unbe4
'teiligte Dritte gelten könnten (vgl die in BSG 11, 181,184

geäußerten Bedenken zur Berufung eines ehemaligen Berufsrich—

ters als Bundessozialrichter). "

Damit wird schon der Gesichtspunkt berührt, den der Senat für_’l’
entscheidend hält: Wenn die ehrenamtlichen Richter in der '.-

Sozialgerichtsbarkeit die jeweils betroffenen Selbstverwalé

tungskrcise in dem Sinne-"repräsentieren" sollen, daß diese

in ähnlicher Weise, wie sie an der Gestaltung der für sie ver-f

bindlichen rechtlichen Ordnung — sei es im Rahmen der Kassen; V
}ärztliChen Selbstverwaltung, sei es beimAbschlußkollektiverrlw

Normenverträge (vgl. 5f368 g RVG) — mitwirken, durch ehren—
; amtliche Richter aus ihren Reihen auch an der Rechtsprechung.:

,
teilhaben, so ist ein völliges Unbeteiligtsein dieser ehren— _'“

amtlichen Richter ausgeschlossen. Zur Repräsentation etwa ""'
der Versichertengemeinschaft — gegliedert in ihre Gruppen der

Arbeitgeber und der Versicherten — ist vornehmlich berufen,

wer verantwortlich an ihrer Selbstverwaltung teilhat-. Des—
_

halb ist es in der in das vergangene Jahrhundert zurückreichen—ä
_

den Gesch .ichte der Beteiligung ehrenamtlicher Richter
an der '

Rechtsprechung in Sozialversicherungssachen ( vgl. Bogs, DVB1 til"

_1964, 8° 1, 4) niemals als ein Hindernis für das richterlichel

Amt angesehen worden, daß ein ehrenamtlicher Richter den Be—

schluß— oder Verwaltungsorganen ("Ausschüssen": vgl. 9 73_
_

Abs. 1 Satz 1 RVG aF) des Versicherungsträgers angehört, der '

Beteiligter des Spruchverfahrens ist (vgl. 55 71 ff avo aF
_;

für die Oberversicherungsämter, && 87 ff RVO aF für das Reichsf
-

versicherungsamt;.vgl. für die vor Einführung der RVO tätigen }

staatlichen Schiedsgerichte zB 55 46 ff des_Unfallversiche— '_
{rungsgesetzes vom 6. Juli 1884 — BGBl 3° 69 — und das die Wah—
„

len der Vertreter der Arbeiter regelnde Regulativ des Reichs—

versicherungsamts vom 26° September 1885 — AN 1885, 244 unter

II)° Offenbar.beruht diese Ausprägung des Gedankens der Selbst—
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verwaltung auch auf der geschichtlichen Erfahrung, daß in

früheren Zeiten mit der Selbstverwaltung die Eigenrechts—
setzung (Autonomie) und oft auch eine Selbstgerichtsbarkeit

verbunden war und als Ergänzung der Selbstverwaltung im

engeren Sinne verstanden wurde._-f '

Würde die Zugehörigkeit zu
Beschlußorganen eines Versiche—

_rungsträgers die gleichzeitige Wahrnehmung des richterlichen ‘

Amts in den Spruchkörpern ausschließeh‚vor denen dieser Ver—

sicherungsträger als Beteiligter sein Recht sucht, so wären

damit regelmäßig_die ehrenamtlichen Beisitzer von der Mite ‘_

wirkung an der ReChtsprechung ausgeSChlossen, die als Ver— i‘„

sicherte oder Arbeitgeber zB der Vertreterversammlung eines

Rentenversicherungsträgers oder den Verwaltungsausschüssen jf*

(Verwaltungsrat) der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung
und Arbeitslosenversicherung (vgl. 95 3 f, 9 AVAVG) ange—

hören und bisher unbeanstandet in dieser Doppelfunktion d}_

tätig gewesen sind.' Der Ausschluß dieser Mitglieder der“ijfj‘

Selbstverwaltung von der Mitwirkung an der einschlägigen

Rechtsprechung würde die Versichertengemeinschaft der Mög—

>
lichkeit berauben, sich durch solche Kräfte in der Recht—

-sprechung repräsentiert zu sehen, die hierfür besonders bef'

rufen erscheinen. Ein solcher Ausschluß der betroffenen

Bevölkerungskreise von der Mitwirkung an der ihrer Selbst—

verwaltung zugeordneten Rechtspflege wäre unvereinbar mit

'der Zielset2ung, die mit der Mitwirkung ehrenamtlicher Rich—

ter in der Sozialgerichtsbarkeit verfolgt wird, und würde dem

Gedanken des "demokratischen und sozialen Bundesstaates"

i.S„ des Art. 20 Abs. 1 GG widersprechen) Die Verwirklichung

des demokratischen Gédankens im sozialen Rechtsstaat (Art°

28 GG) beruht nicht zuletzt auf einer lebendigen Selbstver—

lwaltung, die auch für das gesamte Kassenarztrecht kenn—

zeichnend ist° So heißt es in der Begründung der Regierungs—
_
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lvorlage
zum Kassenarztgesetz (BT—Drucks. Nr. 5904 der 1.

_und Nr. 87 der 2. Wahlperiode, jeweils S. 16) bei dem "Grund— '

gedanken der Neuregelung": "Den jahrzehntelangen Erfahrungen

und den Grundprinzipien demokratischer Ordnung entsprechend‚v

baut der Entwurf .... wiederum auf der gemeinsamen Selbst—

verantwortung und Selbstverwaltung der Ärzte und der Kranken-_

kassen auf" (vgl. auch Hess/Venter, Das Gesetz über Kassen—' '

arztrecht, RVO S. 368 Anm. II 1). Wie im Arbeitsrecht (vgl.

Art. 9 GG) wird auch im Sozialversicherungsrecht die Mitwir—'

kung der Bürger bei der Selbstverwaltung vielfach durch Ver—

bände vermittelt. Wie diese im Arbeitsleben als Tarifver—
tragsparteien Recht setzen und in der Arbeitsgerichtsbarkeit‘l

durch ihre Repräsentanten — bisher unangefochten — vertreten

sind, so setzen auch die Kassenärztlichen Vereinigungen im.g_

Zusammenwirken mit den Krankenkassen und deren Verbänden ob—

jektives Recht (vgl. BSG 21, 235), über dessen richtige An—
wendung und Auslegung sie —

ebenso wie die Sozialpartner im ‚'“H

Bereich des Arbeitsrechts — durch ihre Repräsentanten als un—

abhängige Richter mitzuwirken berufen sind."

B“é‘ider Würdigung,°wiéWéit"‘eine'M'itarbeitin der Selbstver-}
waltung eines Versicherungsträgers oder einer KÄV die rich—l

terliohe Neutralität eines ehrenamtlichen Beisitzers in eineme

Rechtsstreit beeinflußt, in dem die Selbstverwaltungskörper-

schaft Beteiligte ist, darf im übrigen nicht außer acht ge?

lassen werden, daß der ehrenamtliche Richter nicht mit den

Beteiligten identifiziert werden kann. Die genannten Selbst—

Verwaltungskörperschaften üben als öffentliohrechtliche Insti—'i

tutionen mittelbare Staatsverwaltung aus° indungen oder Ab—_ _;
hängigkeiten persönlicher oder wirtschaftlicher.Art, wie sie

i

den typischen Fall des am Ausgang des Rechtsstreits interessier-

ten Richters kennzeichnen, bestehen hier regelmäßig nicht. ZWar

ist nicht auszuschließen und in der Regel sogar zu vermuten,
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daß das Mitglied einer Vertreterversammlung einer KÄV einer
Vbestimmten "Richtung", vielleicht auch einer fester zusammen—'

geschlossenen Gruppe angehört und damit mehr oder weniger

ausgeprägt einer herrschenden oder einer in Opposition ste—'

henden Auffassung zugerechnet werden kann° Doch muß und kann

auch von einem in der Selbstverwaltung seiner KÄV tätigen
Kasäenarzt erwartet werden, daß er — nicht anders als etwa

ein Gemeinderichter, der als Bürgermeister oder Gemeinde—

ratsmitglied Zugleich Vertreter einer politischen Partei ist-

und bei seiner-Amtsführung in einem gewissen Ausmaß auf das

Urteil der künftigen Wähler Bedacht nimmt (BVerfG 14, 56, 69)-

bei AuSübung seines richterlichen Amts weitgehend dazu im—

stande ist, sich des unvermeidlichen Anteile des SubjektiV—
bedingten bewußt zu werden und sich davon bei seiner Rechts—V ‘

findung zu lösen (vgl° dazu Tietgen, "Das Ehrenamt des So— '

zialrichters" in "Sozialpolitik 1961", herausgegeben von
‘

der Landesvereinigung der Schleswig—Holsteinischen Arbeit—

geberverbände e.V. 8° 66 ff, 69)„=cf ‚pn-;

Wenn ein Kassenarzt als ehrenamtlicher Richter in einem}

Rechtsstreit mit seiner KÄV als Beteiligter mitwirkt, deren“

Vertreterversammlung er_gleichzeitig angehört, muß aller— ”

dings gewährleistet sein, daß der Kassenar2t nicht wirkli—\l

chen Pflichtenkollisionen ausgesetzt ist. In seinem Be—
_schluß vom 24° November 1964 hat das BVerfG angenommen, die g

Aufgaben der Mitglieder der Vertreterversammlung einer Län— '

desärztekammer müßten in einer Vielzahl von Fällen zu einem

Widerstreit mit ihren Pflichten als ehrenamtliche Beisitzer

eines Berufsgerichts führen„ Das erscheint in der Tat in

dem vom BVerfG entschiedenen Fall möglich; denn ein ärzt—'_

liches Berufsgericht hat Verletzungen der Berufspflichten‚

d.h° im wesentlichen Verstöße gegen die Berufsordnung, zu

ahnden, die von der Vertretervérsammlung der Landesärztekammer

-_21—'
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beschlossen ist (vgl. Berufsordnung für die Ärzte in Rhein—
land—Pfalz, beschlossen am 16‚ Januar 1960 von der Vertetcr—

versammlung der Landesärztekammer auf Grund des 5 3 Buchst.A
Nr. 4 ihrer Satzung i.V.m° @ 8 Abs° 3 des Landesgesetzes über};
die Kammern der Ärzte, Zahnärzte, Apotheker und Tierärzte vom

1„ April 1953 ; GVBl s. 33 -). Hier könnte die vöm BVerfG,
befürchtete Pflichtenkollision nicht selten eintreten, daß k

nämlich ein Mitglied der Vertreterversammlung in seiner rich—"

terlichen Funktion die von der Vertreterversammlung erlasse— ;

nen Beschlüsse objektiv auszulegen und auf ihre Rechtmäßigkeit-'

zu überprüfen hättec „__ „ '

Ein solcher PflichtehWiderstreit käme jedoch bei einem Kassen—

arzt, der Mitglied der Vertreterversammlung der am Rechtsstreit

beteiligten KÄV und zugleich ehrenamtlicher Richter in dem mit

der Sache befaßten Spruchkörper der Sozialgerichtabarkeit ist,

verhältnismäßig selten vor. Regelmäßig handelt es sich bei ];

den in den Kammern (Senaten) für Angelegenheiten des Kassen—1x

arztrechts und für Angelegenheiten der Kassenärzté (5 12 Abs°

5 SGG) zu entscheidenden Rechtsstreitigkeiten nicht um An-'

wendung autonomen Satzungsrechts, das von der KÄV beschlossen [1

wurde, sondern um die Auslegung von Bundesrecht° Das gilt so—"f

wohl für die gegen einen Berufungsausschuß (@ 368 b Abs„ 6„

RVG; Streitigkeiten aus dem Zulassungsrecht — Zulassungsord—

nung für Ärzte vom 28. Mai 1957 -) und gegen ein Schiedsamt

(5.368 i Abs„ 1 EVO;vgi„ als typischen Fall BSG20, 73) 43
‚_gerichteten Klagen (vgl° @ 70 Nr° 4 SGG) als auch die Klagen;]'

in denen die KÄV selbst Beklagte.ist und es sich insbesondere
.

um die Unwirtschaftlichkeit der Behandlungs— oder Verordnungs—'

weise eines Kassenarztes handelt. Hierzu gehört auch der
vorliegende Rechtsstreit um Arzneiverordnungsregresse, in"

denen es_in erster Linie um die konkrete Anwendung des unbe—

stimmten Rechtsbegriffs der "Wirtschaftlichkeit" der Verord—

nungsweise des Klägers (vgl. dazu BSG 193 123, 127 ff), ferner
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nach Auffassung des Klägers auch um die Rechtswirksamkeit

des für das Bundesgebiet geltenden Ersatzkassenvertrags,

jedenfalls aber nicht um Beschlüsse geht, die von der Ver— .yl

treterversammlung der beklagten KÄV géfaßt sind. In diesem}

Falle kann es demnach wie in den meisten von den einschlä—

gigen Spruchkörpern der Sozialgerichtsbarkeit zu entschei—

denden Sachen nicht zu einer Pflichtenkollieion in dem Sinne

kommen, daß ein als ehrenamtlicher Richter mitwirkender

Kassenarzt über die Rechtmäßigkeit von Beschlüssen entschei—
det, die er als Mitglied der Vertreterversammlung der am

Rechtsstreit beteiligten KÄV mitgefaßt hat.

Indessen ist.ein solcher Pflichtenwiderstreit nicht'aus— ft
geschlossen. Wie_der vom erkennenden Senat am 27. Januar'-'

.1965 — 6 RKa 15/64 - entschiedene Rechtsstreit zeigt, kann]

.die von einem SpruChkörper für Angelegenheiten der Kassen—_
ärzte zu entscheidende Streitigkeit gerade die Rechtmäßig—

keit einer von der vertreterversammlung der beklagten KÄV»_

beschlossenen normativen Regelung — im genannten Fall eines ':

Honorarverteilungsmaß3tabes — betreffen. In einem solchen‘ ”

Fall wäre die Mitwirkung eines Mitglieds der Vertretervere

sammlung der beklagten KÄV an der Entscheidung jedenfalls
dann bedenklich, wenn er den fraglichen Beschluß der Ver—

treterversammlung mitgefaßt hat° Hier ersehiene in der Tat

das Mitglied der Vertreterversammlung der Natur der Sache nach

selbst als Partei (vgl° BVerfG im Beschluß_vom 24° November

1964unter 0 III). Für diesenFall bietet jedoch- bei"
_verfassungskonformer Auslegung (vgl° dazu BVerfG 2, 266,.]77

_
282; BVerfG 8, 71, 77 und die dort zitierten weiteren Ent—
scheidungen; BVerfG 16, 246, 252 f bezeichnet diesen Grund—

'satz als "ständige Rechtsprechung" des BVerfG) —5 60 AbSa
2 SGG Abhilfe. _Diese Vorschrift regelt zwar ausdrücklich

nur den Fall, daß von der Ausübung des Amtes als Richter
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‚ausgeschlossen ist, wer bei dem vorausgegangeneh Verwaltungs—
rverfahreh mitgewirkt hat (vgl° zu dem Fall, daß ein Kassenarzt
tals "Vorstandsbeigeordneter" an dem vorausgegangenen Verwal—

}tungsverfahren mitgewirkt hat: BSG, Urt° vom 25, September.

s1962—6 RKa22/59 —SozRsee 5 60 Nr. 7 = NJW1963, 414)‚’
Die dieser Beschränkung des richterlichen Wirkens zugrunde'“

liegende Erwägung, daß niemand Richter in eigener Sache sein j

soll (so der erkennende Senat im o.a. Urteil), gilt jedoch
_auch für die Mitwirkung an vorausgegangenen Beschlußverfahren'v

einer Vertreterversammlung, wenn es bei der gerichtlichen Ent—

scheidung auf die Anwendung dieses Beschlusses ankommt° Das
öffentliche Interesse verlangt bci einer so offensichtlichen

_'Pflichtenkollision den Ausschluß des beteiligten Richters von '

der Au3ühung des Amts und eine dementsprechende Prüfung Von '

Amts wegen; die in einem solchen Fall regelmäßig auch ge—
gebene Möglichkeit, den Richter wegen Besorgnis der Befangene

heit abzulehnen (@ 61 Abs° 1 SGG i„V‚m, @ 42 ZPO), wäre unzu—„ ’n'

1ä■giioh‚ Da diese erweiternde Auslegung des @ 60‘Abs° 2 SGG'
nach dem Ge$etz unter Berücksichtigung des Zwecks der Vor—

„schrift möglich ist, andererseits aber nur bei einer selchen
_Auslegung die Doppelfunktion eines Kassenar2tés als Mitglieds”

der Vertreterversammlung einer am Rechtsstreit beteiligten KÄV

und zugleich als ehrenamtlichen Richters verfassungsmäßig er-'
scheint, ist sie auch nach dem schon erwähnten Prinzip derzvvü"

verfassungskonformen Auslegung geboten° V ' ' ‘ "

Demnach ist die Rüge des Klägers unbegründet, soweit sie;
darauf gestützt iSt, der Landessozialrichter Dr„A„sei als

Mitglied der Vertreterversammlung der beklagten KÄV von der
Mitwirkung an dem angefochtenen Urteil ausgeschlossen gewesen°

Auch soweit die Verfahrensrüge des Klägers damit
begründet

wird, daß Dr A. — wie alle in den Senaten für
Angelegenheiten
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des Kassenarztrechts mitwirkenden Kassenärzte (@ 12 Abs" 3
3„

i. v. m° @35 Satz 2, 5 14 Abs. 3 i v m @35 Abs 1 Satz 2
SGG) — von seiner Kassenärztlichen Vereinigung für die Be—

rufung als Landessozialrichter vorgeschlagen sei, greift

sie.nicht durch° In der schon erwähnten Regierungsbegrüh—
dung zum Entwurf eines SozialgerichtsgeSetzes, der in seinem

5.13 Abso'3 die Kassenärztlichen Vereinigungen neben der
,Spitzenorganisation der Krankenhausärzte und den Landesé' :

Verbänden der Krankenkassen als Vorschlagsberechtigt für”v

die ehrenamtlichen Richter in den Kassenarztkammern aufführte,

heißt es insofern nur, es werde sichergestellt, daß als Sö-'

zialrichter Personen mitwirkten, die mit den schwierigen

Rechtsvorschriften und tatsächlichen Gegebenheiten vertraut_.

seien (Deutscher Bundestag, 1, Wahlp. Drucks. Nr, 4225 8.16
'"Zu 5 11 Abs. 2—4 bis 14")° Zu Unrecht erblickt die Revi—f'””

sion in der Regelung des 5 14 Abs° 3 SGG, soweit sie sich ;

auf das Vorschlagsrecht der KÄV bezieht, einen Verstoß ge—_n■i

gen Art 97 Abs.g17GG. Diese Vorschrift vérbürgt die Unab—_
_hängigkeit der Richter, Die sachliche und persönliche Unab— .

hängigkeit der als ehrenamtliche Richter in der Sozialgerichts—

barkeit tätigen Kassenärzte ist jedoch, wie bereits darge— "

legt, voll gewährleistet und gegen Versuche einer indirekten_

"Beeinflussung ausreichend geschützt. Daß ein Kassenarzt "

durch Gefühle der Dankbarkeit dafür, daß seine KÄV ihn zum
ehrenamtlichen Richter vorgeschlagen hat, oder durch die Das

sorgnis‚ er würde für eine W■■erberufung nicht noch einmal

vorgeschlagen werden, in seiner Unabhängigkeit gefährdet

wird, kann jedenfalls für den Regelfall nicht ernstlioh be-y

fürchtet_ werdeno__-

\Eher käme als verletzte Norm des GG der verfassungsrecht+‘
liche Grundsatz der richterlichen Neutralität in Betracht:

Aus dem Vörschlagsrecht der KÄV könnte gefolgert werden,
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daß die Gefahr besteht, diese könnte nur ihr genehme Kassen—

ärzte zur Berufung als ehrenamtliche Richter vorschlagen, so

daß die dergestalt ausgesuchten Richter nicht als unbeteilig—f N
"te Dritte angesehen werden könnten° Indeseen ergibt sich die

Einschaltung der KÄV bei der Auswahl der zu ehrenamtlichen
_

Richtern zu berufenden Kaseenärzte als sachgemäße Folgerung
V __

aus dem schon dargelegten, dem Art. 20 Abs; 1 GG entsprechen; ”„”

fden Leitgedanken des Gesetzes, daß die Selbstverwaltungskörs

perschaft durch geeignete Mitglieder in der Rechtsprechung

der Sozialgerichtsbarkeit repräsentiert_sein soll._ Unter

diesem Blickwinkel erscheint die Selbstverwaltungskörperschaft

[+ hier die KÄV — besonders dazu berufen, die geeigneten Kas—
_Senärzte zu ermitteln und vorzuschlagen° Als Teil der mit-‘

_telbaren Staatsverwaltung, die der staatlichen Aufsicht un—,
terliegt, bietet sie — insofern vergleichbar mit dem Landese
versorgungsamt, dessen Vorschlagsrecht "für die mit der Kriegs—if"“

opferversorgung vertrauten Personen" (5 14 Abs° 4 SGG) die

gleiche Problematik wie das der KÄV aufwirft — hinreichende

Gewähr dafür, daß vor allem die Eignung für die Aufnahme in
-die Vorschlagsliste entscheidend ist; ’Jedenfalls kann die Be—Ü' "

sorgnis, die KÄV würde in erster Linie ihr genehm_erscheinen—
_

_de Kassenärzte vorschlagen, nicht größer als in den Fällen an—

gesehen werden, in denen das VorSchlagsrecht in die Hände von'i"4

Vereinigungen (zB Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeit— ‚Ä

_gebern;vg1„ @14 Abs.-2 bis 4 sec, vg1° auch @zo ArbGG)
‘

"
gelegt ist, die regelmäßig zwar nicht Beteiligte in den Veré_
fahren

vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit sind, der
_

Sache nach aber nicht minder in der Gefahr stehen, durch ent—"„

sprechende Auswahl der vorzuschlagenden ehrenamtlichen Richter

bestimmte Auffassungen in der Rechtsprechung durchsetzen zu

wollen° " ’ ‘ " ' '*" ' ' ” '

Vor allem aber muß in diesem Zusammenhang gewürdigt werden,‘

_daß die Sozialrichter (Landessczialrichter) von der Landes—'

-26— '
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regieru■g oder der von ihr beauftragten Stelle berufen wer;

den (9 13 Abs„ 1, 5 35 Abs. 1 Satz 2 see)° Daß die Berufung
nicht als rein formaler Völlziehungsakt gedacht ist, der

nur die Vorschläge der vorschlagsbereehtigten Stellen zu
sanktionieren und dabei allenfalls die zwingenden gesetz—

_
lichen Hindernisse (55 16, 17; gegebenenfalls @ 35 Abs.° 1, 4QÄ
'erster Halbe. see) und Sollvorschriften (@ 35 Abs. 1, zwei;”

ter Halbe, SGG) zu beachten hat, zeigt 5 13 Abs. 1, zweiter
Halbe° SGG, wonach die Sozialrichter in angemessenem Ver—

hältnis unter billiger Berücksichtigung der Minderheiten

aus den Vorschlagslisten zu entnehmen sind, Die vom Gesetz

angeordnete Berücksichtigung der Minderheiten gilt nicht

nur für den Fall, daß mehrere Listen verschiedener vor—
schlügsberechtigter Stellen vorliegen, sondern auch dann,

.
wenn — wie bei der Berufung von Kassenärzten (@ 14 Abs° }) f
nur eine Liste eingereicht wird (vgl„ Dietz/NikiSch, ArbGGJ

@ 20 Randz° 14 und 17 zu 5 20 Abs° 1 Satz 2 ArbGG idF des

Gesetzes zur Änderung des ArbGG vom_2° Dezember 1955 ?
}}

BGBl I 745 —‚ der mit @ 13 Abs° 1, zweiter Halbs. SGG weite

gehend übereinstimmt)‚ Schon hieraus geht hervor, daß das
Berufungsorgan nicht einfach nach der Reihenfolge der Vor—}

schlagsliste im erforderlichen Umfange Berufungen auszu—t'v‘l

sprechen hat, sondern in eigener Verantwortung dem Erforder—

nis der billigen Berücksichtigung der Minderheiten Rechnung
zu tragen hat, . . _-‘ -..-__ . .. .. '

AUCh @ 14 Abs° 1 SGG läßt klar erkennen, daß das Berufungs—

organ — im Rahmen seiner Bindung an die Vorschlagsliste —
eine Auswahl der zu berufenden Richter treffen darf: Die

Vorschrift, daß die Vorschlagslisten die eineinhalbfache
_

Zahl der festgesetzten Zahl der Sozialrichter enthalten-soll,-

wäre nicht sinnvoll, wenn die berufehde Stelle abgesehen von
_
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den im Gesetz genannten Hinderni35en für die Berufung im

übrigen strikt an den Vorschlag gebunden wäre; denn in

diesem Falle würde es einer so erheblich die festgesetzte

Höchstzahl der Sozialriehter übersteigenden Zahl von Vor—

schlägennicht bedürfeno_v„ '

‚Bässe ku■£assdng ist zwar in hrheitsgeriéhtswerfassrngs—'„

recht für den mit 5'13 Abs. 1 SGG vergleichbaren 5 20 Abs, gt

1 ArbGG umstritten (Wie hier Schmincke—Sell5 ArbGG 2‚ Aufl.

_1928_9 20 Anm,4; wohlauchBaumbach‚ArbGG-1927- ©20 j.—7
Anm‚ 1; 35 Dietz/Nikisch, ArbGG-1954- 5 20 Randz. 16;

_Dersch/Volkmar ArbGG_6. Auflo -1955- © 20 Anm° 5 d)- Im—
merhin ist die Regelung des ArbGG insofern von der des SGG

„_
verschieden, als das ArbGG eine dem 5-14 Abs. 1 SGGver; ‘ .”

gleichbare Sollvorschrift nicht kennt (vgl. Dersch/Volkmari

aaO @ 20 Anm; 5 c) und demnach einer für die hier vertre— '

tene Auffassung wesentlichen Stütze im Gesetz entbehrt°
'

Selbst wenn aber Zweifel bestünden, ob die Regelung des—SGG‘i

dahin verstanden werden muß‚ daß sie dem Berufungsorgan im""

1Rahmen seiner Bindung an die Vorschlagsliste ein eigenes— :

; sachgemäßes — Ermessen bei der Auswahl der zu berufenden

ehrenamtlichen Richter ei■räumt, verdient diese Auslegung
_nach dem Grundsatz der verfassungskonformen Interpretation fg-

den Vorzug„ Mit.dieser _ letztlich entscheidenden + Beteili—>

gung des Staats bei der Auswahl und Berufung der ehrenamt——'

lichen Richter, insbesondere auch der Kassenärzte, wird das

VorschlagsreCht der KÄV so stark eingeschränkt, daß es nicht >

mehrdie richterliche Neutralität ernstlich gefährdenkann„ f;

Die gleichen Erwägungen rechtfertigen auch_die ■éranziehung

der beiden Kassenärzte‚ die im vorliegenden Revisionsver—

fahren als Bundessozialriohter'mitgewirkthaben° Sie sindi

—28— '
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von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung vorgeschlagen

worden,die nachInkrafttreten des@368k Abs„2 RvoidF ,_"
des Gesetzes über Kassenarztrecht vom 17„ August 1955

_ __
(BGBl I 513) an die Stelle der in @46 Abs° 2 sec noch ge—';'”
nannten "Kassenärztlichen Vereinigungen" getreten ist°

Da die Kassenärztliche Bundesvereinigung nicht mit den

Kassenärztlichen Vereinigungen, die regelmäßig als Be—

teiligte vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit auf—l

treten, identisch ist, würde bei den als Bundessozialrich— :

tern in den Senateh für Angelegenheiten des KaSsenarzt—

rechts mitwirkenden Kassenärzten sogar das formale Bedenken
„

' entfallen, daß dieselbe Selbstverwaltungskörperschaft vor—f
;„

_schlagsbérechtigt und an dem Rechtsstreit beteiligt ist;_

Demnach war die Revision des Klägers als unZulässig
zu

verwerfen (@ 169 Satz 2 SGG)° " —: .-

Die Kostehentscheidung beruht auf @ 193 Abs; 1 und 4 SGG„

Im Hinblick auf 5 193 Abs. 4 SGGkonnte demAntrag des bei—j“
geladenen Verbands der Angestellten—Krankenkassen e;V„," ".

die ihm im Verfahren vor dem BSG erwachsenen außergericht—

lichen Aufwendungen dem Kläger aufzuerlegen‚ nicht ent—
.

sprochen werden° Wie der erkennende Senat in seinem Urteil

vom29° Mai 1956(BSG3‚-92, 93 f) näher dargelegt hat, fi“*”
gebietet der in 5 193 Abs„ 4 SGG zum Ausdruck gebrachte

gesetzgeberische Gedanke des Schutzes des sozial Schwäche—

ren eine weite Auslegung dieser Vorschrift. Der Verband der

Angestellten—Krankenkassen ist zwar weder Behörde noch Kör—V

perschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts. "Er ist aber

nach seiner Aufgabenstellung und seiner weitgehenden Ein— “

gliederung in die mittelbare Staatsverwaltung (vgl° @@525 a,
525 b BIO) den Verbänden der Krankenkassen mit körperschaft—_

licher Struktur — jedenfalls für den_8achbereich des 5 195

Abs" 4 SGG — gleichzuachten. Wie diese Rechtsstellung ihn.
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für das sozialgerichtliche Verfahren privilegiert — der'

Verband der Angestellten—Krankenkassen braucht sich vor-

. dem BSG nicht dürch einen naeh 5 166 Abs‚ 2 SGGzugelas-
seneh Prozeßbevollmächtigten vertreten zu lassen (BSG 11,

102, 105 f) —‚ so löst sie andererseits auch die entspre—

chenden kostenrechtlichen Belastungen auS._
,
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